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Junge Wähler meiden Union und SPD
WÄHLERVERHALTEN Viele haben Sorge wegen der Umsetzung von Klimaschutz-Maßnahmen, sagt der Politologe Thomas Gschwend

Von unserer Redakteurin
Valerie Blass

W
enig scheint gestern
klar an Tag eins nach
der Bundestagswahl –
wie eine künftige Koali-

tion aussehen wird, ist völlig offen.
Genauso wie die Frage, welche Par-
tei den Regierungschef stellt. Olaf
Scholz, Armin Laschet oder Markus
Söder, vielleicht sogar Annalena Ba-
erbock könnten am Ende auf dem
Chefsessel im Kanzleramt sitzen.

Viele Szenarien sind möglich,
sagt der Mannheimer Politikwissen-
schaftler Thomas Gschwend. „De
facto wird der Politiker zum Bundes-
kanzler gewählt, der die Mehrheit
der Abgeordneten hinter sich ver-
sammelt. Und es ist keineswegs si-
cher, dass sich eine Ampel zusam-
menraufen kann.“

� Union und SPD: Fest steht für
ihn: „Das Ergebnis müsste CDU und
SPD eigentlich endlich wachrüt-
teln.“ Die beiden großen Parteien
hätten „einfach nichts mehr“, was
sie für junge Wähler attraktiv macht.
„Das wird künftig nicht mehr funk-
tionieren, wenn kein neues Blut
reinkommt“, sagt Gschwend. Tat-
sächlich zeigen die Auswertungen
von Infratest dimap zur Altersstruk-
tur der Wählenden sehr deutlich:
Erstwähler und junge Erwachsene
wählen mehrheitlich FDP und Grü-
ne. SPD und vor allem die Unions-
parteien können dagegen bei den
Jungen nicht punkten. Sie rekrutie-
ren ihre Wählerschaft vor allem aus
der Gruppe der über 60-Jährigen,
bei den über 70-Jährigen sind sie
noch stärker.

Gschwend sagt, im Wahlkampf
seien zum Beispiel Ankündigungen
der Union zum Thema „moderne
Bildung“ wenig glaubwürdig gewe-
sen. „Das hat doch niemand ernst-
nehmen können, der Kinder hat und
jeden Tag sieht, wie es läuft.“ Er
wundere sich auch nicht, dass die
Wahlkampf-Forderungen der CDU
nach mehr Digitalisierung nicht ver-
fangen hätten. „Die Partei regiert
seit 16 Jahren und die Situation in
Deutschland ist katastrophal. Fah-

ren Sie über die Grenze nach
Deutschland und Sie sind im Funk-
loch. Das ist doch ein deutsches Pro-
blem.“

� FDP und Grüne: Die Tatsache,
dass die FDP bei den Jungen so
stark sei, habe ihn selbst etwas über-
rascht, sagt Gschwend. Aber: FDP
und Grüne seien eben „moderne

Parteien, die sich selbst ein moder-
nes Outfit gegeben haben“. Wer
jung sei und links der Mitte stehe,
wähle da Grün, wer eher rechts der
Mitte stehe, die Liberalen. Die bei-
den Parteien seien sich auch durch-
aus „in vielen Dingen ähnlich“. Die
starke Betonung von Freiheitsrech-
ten oder der Wunsch nach der Mo-
dernisierung des Industriestand-

orts Deutschland etwa seien The-
men, bei denen es Gemeinsamkei-
ten gebe – wenn sich auch die Wahl
der Mittel zur Umsetzung dieser
Ziele teils deutlich unterscheide,
etwa beim Thema Klimaschutz.
„Fest steht aber: Beide wollen uns
ins 21. Jahrhundert bringen, das
sind keine Bremser, die an Faxgerä-
ten festhalten wollen.“

Gschwend hält es für schlau,
wenn jetzt geschieht, was Grüne
und FDP bereits am Wahlabend an-
gekündigt haben – nämlich sich erst
zu zweit zusammenzusetzen und
Optionen auszuloten. „Die Parteien
haben Gemeinsamkeiten und es ist
produktiver, zunächst darauf zu
schauen, statt die Unterschiede zu
betonen.“

� Koalitionsoptionen: Thomas
Gschwend kann nachvollziehen,
dass Laschet am Wahlabend mit ra-
santem Tempo versuchte, den Re-
gierungsauftrag für sich und seine
Partei zu reklamieren. „Das ist die
einzige Chance für die CDU, an der
Macht zu bleiben.“ Es sei ohnehin
keineswegs sicher, dass eine rot-
gelb-grüne Ampel möglich sei. Nun
sei die Frage zu beantworten: Gibt
es eine „Koalition der drei Wahlge-
winner oder bekommt die Union, die
total abgestraft wurde, durch eine
Jamaika-Koalition doch nochmal
eine Infusion verabreicht“?
Gschwend könnte sich sogar vor-
stellen, dass Annalena Baerbock zur
„Jamaika-Kanzlerin“ wird, wenn das
die einzige Möglichkeit für die Uni-
on sei, an der Macht zu bleiben. „Es
ist nicht wahrscheinlich, aber die
Parteien müssen jetzt schauen, wie
sie zusammenkommen.“

� Klimaschutz: Für viele Wähler
war der Klimaschutz das dominie-
rende Thema dieser Wahl. Wie ist zu
erklären, dass die Grünen, die alles
auf dieses Thema gesetzt haben,
nicht stärker abgeschnitten haben?
„Bei den Wählern ist eine große Un-
sicherheit darüber da, wie Klima-
schutz konkret umgesetzt werden
soll“, sagt Gschwend. Viele Konser-
vative wollten schon auch mehr Kli-
maschutz – „aber nicht so dras-
tisch“. Die Bedeutung des Themas
könne man zum Beispiel daran able-
sen, dass auch Markus Söder inzwi-
schen „herumläuft, Bäume umarmt
und sagt, er ist grün“.

Die grüne Partei sei zwar auch al-
les andere als extrem in ihren Forde-
rungen für den Klimaschutz, „aber
viele Leute verbinden sie immer
noch mit extremen Positionen“.
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Scholz drückt bei Regierungsbildung aufs Tempo
Bei der SPD herrscht die Angst vor, dass ihr trotz des Wahlsiegs das Kanzleramt versperrt bleibt

Von unserem Korrespondenten
Bernhard Junginger

BERLIN Er habe gut geschlafen in der
Nacht des Siegs seiner SPD, sagt
Olaf Scholz am Tag danach. Etwas
blass und übernächtigt sieht er den-
noch aus, der Wahlabend war ein
nervenzehrendes Wechselbad der
Gefühle zwischen Hoff-
nung und Triumph. In
der Früh geht es gleich
weiter mit den Gremien-
sitzungen der Partei im
Berliner Willy-Brandt-
Haus. Bei denen geht es
nur um eine Frage: Wie
kann Scholz seinen
Wahlsieg jetzt auch in
eine Kanzlerschaft um-
münzen? Denn Konkurrent Armin
Laschet will ja trotz des desaströsen
Abschneidens seiner Union eben-
falls nach der Regierung greifen.

Heft des Handelns Nicht die in
den vergangenen Jahrzehnten hef-
tig geschrumpften Volksparteien
SPD und CDU/CSU haben nach die-
sem Urnengang das Heft des Han-

delns in der Hand, sondern Grüne
und FDP, ohne die nur eine Neuauf-
lage der großen Koalition möglich
scheint, die keiner der Partner will.

Als Scholz nach der Präsidiums-
sitzung vor die Presse tritt, ist seine
Botschaft klar: Er will möglichst
rasch eine Ampel-Koalition seiner
SPD mit Grünen und FDP schlie-

ßen. „Wir werden uns
sehr schnell mit den an-
deren Parteien, mit de-
nen wir eine Regierung
bilden wollen, über Ge-
sprächsverläufe abstim-
men“, kündigt er an.
Denn diese drei Partei-
en seien ganz klar die
Gewinner der Wahl und
hätten damit den Auf-

trag, eine Regierung zu bilden.
Auch welche einigende Klammer

eine solche Ampel aus Sicht der So-
zialdemokraten bekommen soll,
macht Scholz deutlich: Fortschritt
werde das Markenzeichen werden.
SPD, Grüne und FDP stünden für
den Willen nach Veränderung, auch
wenn jede Partei eine eigene Fort-
schrittserzählung habe. Bei den

Grünen der Klimaschutz, den auch
die SPD wolle, bei der FDP die Mo-
dernisierung von Wirtschaft und In-
frastruktur, bei der SPD das Soziale.
Dass es für ein Ampel-Bündnis gute
Gründe gebe, das zeige schon der
Blick in die Geschichte. Scholz ver-
weist sowohl auf die sozial-liberale

Tradition mit den SPD-Kanzlern
Willy Brandt und Helmut Schmidt,
als auch auf die sozial-ökologische
Tradition mit Kanzler Gerhard
Schröder. Die drei Parteien, die er-
folgreich aus der Wahl hervorge-
gangen seien, hätten schon einmal
gemeinsam regiert, sagt Scholz und

erinnert zudem, dass seine Genos-
sin Malu Dreyer in Rheinland-Pfalz
schon seit 2016 ein Ampel-Bündnis
führe.

Immer wieder blitzt bei Scholz
die Angst durch, die Union könnte
ihm den Weg ins Kanzleramt doch
noch versperren. Er warnt: „Es ist
klar, dass niemand ohne Schaden an
diesem Votum vorbeigehen kann.“
Deshalb drückt Scholz bei der Re-
gierungsbildung auch aufs Tempo.
Sondierungen sollten nicht zu lange
dauern, sondern rasch in reguläre
Koalitionsverhandlungen münden,
damit auch konkrete Ergebnisse er-
zielt werden können. „Völlig okay“
sei es dabei, wenn Grüne und FDP
nun erst einmal miteinander reden
wollten.

Offenheit Rote Linien ziehen oder
unverhandelbare Forderungen fest-
legen will die SPD vor den anstehen-
den Ampel-Gesprächen nicht. Par-
teivorsitzender Norbert Walter-Bor-
jans sagt: „Wir sind alle gut beraten,
aufeinander zuzugehen und zu se-
hen, was wir gemeinsam für dieses
Land tun können.“

Olaf Scholz beschwört die Gemeinsamkeiten von SPD, Grünen und FDP. Er hält an
seinem Ziel einer Ampel-Regierung fest. Foto: dpa

„Es ist klar, dass
niemand ohne

Schaden an die-
sem Votum vor-
beigehen kann.“

Olaf Scholz
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Internationale Pressestimmen zur
Bundestagswahl

De Standaard, Belgien
Der nächste Bundeskanzler muss
(...) noch besser sein als Angela
Merkel – aus dem einfachen Grund,
dass an seinem ersten Arbeitstag
jede Menge drängende und ver-
nachlässigte Aufgaben auf dem
Schreibtisch liegen werden. Dabei
wird auch eine weniger schöne Seite
Merkels sichtbar: Zwar hat „Mutti“
mit ihren Qualitäten viele Probleme
gelöst, doch Fragen, die ihr zu kniff-
lig erschienen, hat sie geräuschlos
ihrem Nachfolger und künftigen Ge-
nerationen zugeschoben.

DNA, Frankreich
Letztendlich sind die Grünen die
großen Sieger, die trotz ihres durch-
wachsenen Ergebnisses die dritte
Kraft des Landes darstellen, aber
vor allem auch die FDP von Christi-
an Lindner. Er wird den Schiedsrich-
ter spielen und hat dabei die Art und
Weise noch nicht verdaut, wie er vor
vier Jahren von CSU und den Grü-
nen behandelt wurde, als diese
schon einmal versuchten, eine
Mehrheit zu bilden. Auch wenn die
Verhandlungen noch nicht angefan-
gen haben, kündigen sie sich bereits
als unlösbar an. Und versprechen
Angela Merkel, die den Übergang
gewährleisten muss, noch ein paar
Monate an der Spitze des Landes zu
bleiben.

De Telegraaf, Niederlande
Der nächste Regierungschef in Ber-
lin wird ein schwächerer Kanzler
sein. Dies ist eine schlechte Nach-
richt für die Europäische Union, in
der Deutschland mit Blick auf Ein-
wohnerzahl und Wirtschaftskraft
führend in einer unruhigen Welt
sein muss. Der neue deutsche Bun-
deskanzler wird wohl eher ein „pri-
mus inter pares“ sein – der Erste un-
ter Gleichen, wie das beim Minister-
präsidenten in den Niederlanden
der Fall ist. Dem steht jemand wie
Emmanuel Macron gegenüber, der
als französischer Präsident über
weitreichende Macht verfügt.

La Repubblica, Italien
Wie soll man bloß eine Mutter aus-
tauschen? Die deutschen Wähler
wissen es nicht und haben deshalb
keinen Hinweis gegeben, wer sich
auf Angela Merkels Stuhl setzen
soll. Und Deutschland steht am
Ende eines Wahlsonntags ohne
Kanzler da.

Der Standard,
Österreich
In der Theorie ist der nächste deut-
sche Kanzler so schwach wie kein
anderer vor ihm, da seine Macht von
nun gleich zwei Partnern abhängt.
In der Praxis kommt es daher auf
sein Geschick an, sich eine starke
Position zu sichern. Gerade jetzt, da
die USA alte Allianzen überdenken
und die EU feststellt, dass die Ame-
rikaner nicht mehr für Europas Inte-
ressen in die Bresche springen,
braucht Europa einen starken deut-
schen Kanzler.

Le Figaro, Frankreich
Die schwierige Suche nach Kompro-
missen zwischen ideologisch ent-
fernten Positionen verspricht
Deutschland eine moderate Koaliti-
on in Verlängerung des 16-jährigen
„Merkelismus“ – einer Methode, die
Wogen zu glätten und die wirtschaft-
lichen Interessen des Landes wei-
testgehend vor Erschütterungen in
der Welt zu beschützen.

Corriere della Sera,
Italien
„Mehr noch als eine Wahl war das
eine Revolution. Deutschland hat
gewählt und die Ära Merkel mit dem
außergewöhnlichsten und proble-
matischsten Wahlergebnis seiner
demokratischen Geschichte hinter
sich gelassen. (...) Laschet hing wie
ein Mühlstein um den Hals der
CDU/CSU, die auf das schlechteste
Resultat ihrer Geschichte abstürzt.
Das war nicht nur seine Schuld, er
war auch Opfer von Eigenbeschuss,
aber seine Fehler und Patzer im
Wahlkampf werden in der Partei, die
Deutschland 50 von 70 Jahren lang
regiert hat, noch in Erinnerung blei-
ben.
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